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Arbeitsrechtliche Fragen zur Corona-Virus-Infektion 
(Stand: 11. Januar 2022) 
Aktualisierungen zur vorherigen Fassung 24. September 2021 sind in der Farbe Blau kenntlich 
gemacht. 
 

Auf einen Blick: 
 

• Worum geht es?  

• Arbeitsrechtliche Fragen im Zusammenhang mit einer Corona-Virusinfektion. 

 

• Was tun?  

• Prüfen Sie, ob ein Einsatz von Mitarbeitern aus Risikogruppen möglich ist. 

• Prüfen Sie, ob der Abbau von Überstunden oder Mehrarbeit angeordnet werden kann 

(1). 

• Prüfen Sie, ob Arbeitsschutzmaßnahmen eingehalten werden (3., 5., 16., 17.). 

• Prüfen Sie, ob eine Verpflichtung zur Fortzahlung der Dienstbezüge besteht  

(2., 4., 5., 8., 9., 10.). 

• Prüfen Sie, ob es sich um eine behördliche oder freiwillige Quarantäne des Mitarbeiters 

handelt (4., 5., 8., 9.,10.) 

• Prüfen Sie, ob Telearbeit möglich ist (13.). 

• Prüfen Sie, ob Dienstreisen erforderlich sind (15.). 

• Prüfen Sie, welche Freistellungsmöglichkeiten es gibt (4., 9., 10.). 

 

• Gesetze:  

• §§ 9, 10 AT AVR; Abschnitt XII Absatz (a) Satz 1 und Absatz (b) der Anlage 1 zu den 

AVR; §§ 275, 615 Satz 3 BGB; 618 BGB; § 3 ArbSchG; § 14 ArbZG; § 16 MuSchG; §§ 

6, 7, 28b, 31, 56 IfSG; § 47 SGB V; § 106 GewO; SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverord-

nung; COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmeverordnung-SchAusnahmV 

 
Vorbemerkung 
 
Mit Auslaufen der pandemischen Lage von nationaler Tragweite am 24. November 2021, wurden 
von der neuen Ampel-Koalition neue Maßnahmen beschlossen, die dem Gesundheitsschutz und 
der Eindämmung der Infektionsweitergabe durch das Sars-CoV-2 Rechnung tragen sollen. Die 
vom Dienstgeber umzusetzenden Maßnahmen betreffen auch die Beschäftigungsverhältnisse 
der Mitarbeiter in den Einrichtungen der Caritas.  
Bestehen bleiben die Themen des Arbeitsschutzes sowie der Fürsorge- und Schutzpflichten des 
Dienstgebers. 
 
Beim Einsatz von einer Risikogruppe angehörenden Mitarbeitern an ihren jeweiligen Arbeitsplät-
zen empfehlen wir, Interessensunterschiede und Konflikte vorrangig einvernehmlich und nicht 
arbeitsrechtlich zu lösen. Dazu sollten alle Instrumente genutzt werden. Denkbar sind  

• je nach Möglichkeit eine andere vertragsgemäße Beschäftigung,  

• je nach Möglichkeit eine befristete und einvernehmliche nichtvertragsgemäße Beschäftigung,  

• den Abbau von Mehrarbeits- bzw. Überstunden, 



 

13. Januar 2022 2022-01-11_Corona-AVR.docx Seite 2 von 16 

 
Deutscher  
Caritasverband e.V. 

Referat  
Arbeits- und Tarifrecht 

• (nur) auf Antrag die Gewährung von Erholungsurlaub (die einseitige Urlaubsanordnung durch 
den Dienstgeber ist nicht möglich),  

• je nach Tätigkeit Homeoffice oder 

• eine Freistellung und dabei den Anspruch auf Fortzahlung des Entgelts prüfen. 
 
Dafür sollten persönliche Gespräche, das Einbeziehen der Mitarbeitervertretung, die Beteiligung 
des Betriebsarztes sowie die Beteiligung weiterer Beauftragter, wie für schwerbehinderte Men-
schen, genutzt werden.  
 
 
1. Kann der Dienstgeber aufgrund von wegfallenden Aufgaben durch die Corona-Virus-

Pandemie Überstundenabbau oder Urlaub anordnen? Oder aufgrund von zusätzlichen 
Aufgaben oder Vertretungsfällen Mehrarbeit anordnen?  
Der Dienstgeber kann im Rahmen der AVR den Abbau von Überstunden einseitig anordnen.  
Er kann jedoch den Mitarbeiter nicht gegen seinen Willen in den Urlaub schicken. Eine Aus-
nahme gilt für sog. Betriebsferien, die der Dienstgeber mit der Mitarbeitervertretung verein-
bart.  
Auch Minusstunden können Dienstgeber grundsätzlich nicht einseitig anordnen. Allerdings 
kann eine Regelung oder Dienstvereinbarung über Arbeitszeitkonten die Anordnung von Mi-
nusstunden zum Ausgleich von wegfallender Arbeit vorsehen.  
 
Für die Anordnung von Mehrarbeit und Überstunden gelten die AVR. Dabei sind die Höchst-
grenzen der AVR und des Arbeitszeitgesetzes einzuhalten. Dies sind Tageshöchstzeiten von 
in der Regel zehn Stunden und Ruhezeiten von in der Regel elf Stunden. Allerdings eröffnet 
die AVR Abweichungsmöglichkeiten. Zudem kann der Dienstgeber nach § 14 Arbeitszeitge-
setz in Notfällen und außergewöhnlichen Fällen, die unabhängig von seinem Willen eintreten 
und deren Folgen nicht auf andere Weise zu beseitigen sind, vorübergehend von diesen 
gesetzlichen Grenzen abweichen.  

 
2. Besteht ein Anspruch auf Krankenbezüge bei Krankheit? 

Weist ein Mitarbeiter Erkältungssymptome auf und ist er aus diesem Grund krankheitsbe-
dingt arbeitsunfähig, so hat er einen Anspruch auf Krankenbezüge für eine Dauer von bis zu 
sechs Wochen nach Abschnitt XII Absatz (a) Satz 1 und Absatz (b) der Anlage 1 zu den 
AVR.  
Bei einer länger als drei Kalendertage andauernden Arbeitsunfähigkeit hat der Mitarbeiter 
dem Dienstgeber spätestens am darauffolgenden Arbeitstag eine Arbeitsunfähigkeitsbe-
scheinigung vorzulegen.  
Bis 31. März 2022 können Ärzte bundesweit Patienten mit leichten Erkrankungen der oberen 
Atemwege nach telefonischer Anamnese für bis zu sieben Kalendertagen eine Arbeitsunfä-
higkeitsbescheinigung ausstellen (§ 8 Abs. 1a Arbeitsunfähigkeits-Richtlinie). Eine persönli-
che Untersuchung in der Arztpraxis ist nicht erforderlich. Zusätzlich darf der Arzt die Krank-
schreibung um weitere sieben Kalendertage im Wege der telefonischen Anamnese einmalig 
verlängern.  
 
Im Hinblick auf die Empfehlung der STIKO, sich gegen die Erkrankung COVID-19 impfen zu 
lassen, stellt sich die Frage, ob der Mitarbeiter ohne Impfung seinen Anspruch auf Kranken-
bezüge verliert, wenn er diese Erkrankung mit einer Impfung hätte vermeiden können.  
Den Mitarbeiter trifft in dem Fall jedoch kein Verschulden, das nach Absatz a des Abschnitts 
XII der Anlage 1 zu den AVR den Anspruch ausschließen würde. Ein solches Eigenverschul-
den liegt nur vor, wenn der Mitarbeiter sich leichtfertig oder gar vorsätzlich dem Risiko aus-
gesetzt hat, arbeitsunfähig zu werden. Die Entscheidung, eine empfohlene Impfung nicht 
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durchzuführen, stellt kein leichtfertiges Verhalten dar. Somit bleibt bei einer Erkrankung an 
COVID-19 der Anspruch auf Zahlung der Krankenbezüge erhalten.  
 

3. Ist der Mitarbeiter verpflichtet, den Dienstgeber über die Corona-Virusinfektion zu in-
formieren? 
Grundsätzlich besteht keine Pflicht des Mitarbeiters den Dienstgeber über den Grund einer 
Arbeitsunfähigkeit zu informieren. Er muss sie lediglich anzeigen und die voraussichtliche 
Dauer der Arbeitsunfähigkeit mittels ärztlichen Attests nachweisen.  
 
Die Infektion mit dem Corona-Virus ist eine ansteckende Erkrankung. Dies führt dazu, dass 
das berechtigte Interesse des Dienstgebers, Schutzmaßnahmen zu Gunsten Dritter bzw. 
anderer Mitarbeiter zu treffen, schwerer wiegen kann als das Geheimhaltungsinteresse des 
infizierten Mitarbeiters; das hängt auch vom Aufgabengebiet des Mitarbeiters ab. Ist das be-
rechtigte Interesse des Dienstgebers höher, hat der Mitarbeiter die Art und Ursache der Er-
krankung anzugeben. 
 
Die Corona-Virusinfektion sowie die Erkrankung an COVID-19 unterliegen nach §§ 6 Abs. 1 
Nr. 1 Buchst. t), 7 Abs. 1 Nr. 44a Infektionsschutzgesetz (IfSG) der behördlichen Melde-
pflicht. Der diagnostizierende Arzt muss die Erkrankung unverzüglich und unter Angabe von 
persönlichen Daten des Erkrankten dem zuständigen Gesundheitsamt mitteilen. Dieses ver-
fügt über weitreichende Kompetenzen, zu denen auch der Kontakt mit dem Dienstgeber des 
Erkrankten gehört. Nach §§ 6 Abs. 1 und 8 Abs. 1 Nr. 1 IfSG müssen Ärzte nicht nur die 
tatsächlichen Erkrankungsfälle von COVID-19, sondern auch Verdachtsfälle den zuständi-
gen Behörden melden.  
 

4. Können Mitarbeiter aus Sorge vor einer Ansteckung mit dem Corona-Virus zu Hause 
bleiben? 
Die bloße Befürchtung, sich möglicherweise mit dem Corona-Virus anzustecken, genügt 
nicht, damit Mitarbeiter der Arbeit fernbleiben dürfen. Nicht erkrankten Mitarbeitern steht kein 
generelles Zurückbehaltungs- oder Leistungsverweigerungsrecht zu, weil sich die Anste-
ckungswahrscheinlichkeit auf dem Weg zur Arbeit oder durch Kontakte am Arbeitsplatz er-
höhen könnte. Eine nur potentielle Ansteckungsgefahr gehört zum allgemeinen Lebensri-
siko, die jeder Beschäftigte trägt. Eine pauschale Zuordnung zu einer Risikogruppe gibt es 
nicht.  
Aufgrund der gesetzlichen Arbeitsschutzbestimmungen ist der Dienstgeber verpflichtet, die 
Arbeit so zu gestalten, dass eine Gefährdung möglichst vermieden oder geringgehalten wird; 
siehe dazu Punkt 5.  
 

5. Welche Bedeutung haben ärztliche Atteste von Haus- oder Fachärzten, die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter vorlegen, nach denen Sie einer Risikogruppe angehören oder 
nach denen bestimmte Arbeitsschutzmaßnahmen zu beachten sind?  
Grundsätzlich haben Atteste von Haus- oder Fachärzten über Einschränkungen der Be-
schäftigung durch Zugehörigkeit zu einer Risikogruppe oder dem Erfordernis von Schutz-
ausrüstungen keine unmittelbaren (!) arbeitsrechtlichen Wirkungen.  
Ärztliche Bescheinigungen führen dann zu einer Freistellung von der Arbeit unter Fortzah-
lung der Vergütung, wenn es sich um eine Arbeitsunfähigkeit handelt (Anlage 1 Abschnitt XII 
Abs. a zu den AVR), wenn ein Beschäftigungsverbot im Zusammenhang mit Schwanger-
schaften ausgesprochen wird (§ 16 MuSchG) oder wenn die zuständige Behörde wie das 
Gesundheitsamt ein individuelles Beschäftigungsverbot aufgrund einer Infektionsgefahr aus-
spricht (§ 31 IfSG).  
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Mittelbar haben solche ärztlichen Atteste jedoch Auswirkungen auf die (individuelle) Hand-
habung des Arbeitsschutzkonzepts der jeweiligen Einrichtung.  
Nach § 618 BGB bzw. § 3 ArbSchG hat der Dienstgeber die betrieblichen Einrichtungen und 
die Arbeit so zu organisieren, dass der Mitarbeiter gegen Gefahren für Leben und Gesund-
heit soweit geschützt sind, wie es die Natur der Dienstleistung gestattet. Diese allgemeinen 
Pflichten werden durch Vorschriften des öffentlich-rechtlichen Arbeitsschutzrechts weiter 
konkretisiert. Zum Arbeitsschutz im Zusammenhang mit dem Corona-Virus gehört auch der 
vom Bundesarbeitsministerium am 16. April 2020 veröffentlichte SARS-CoV-2-Arbeits-
schutzstandard. Dieser Arbeitsschutzstandard beschreibt allgemeine Arbeitsschutzmaß-
nahmen, um Infektionsketten zu unterbrechen und die Gesundheit von Beschäftigten zu si-
chern. Konkretisiert wird er durch die SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel, die am 20. August 
2020 in Kraft trat. Sie enthält im Einzelnen Anforderungen an den Arbeitsschutz, die auch 
während des Zeitraums nach Auslaufen der epidemischen Lage von nationaler Tragweite 
bis zum 19. März 2022 zu beachten sind.  
Zum 27. Januar 2021 ist die SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung (Corona-ArbSchV) 
des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales (BMAS) in Kraft getreten. Ihre Geltungs-
dauer wurde bis einschließlich 19. März 2022 verlängert. Diese sieht Maßnahmen zur Kon-
taktreduktion im Betrieb und das Tragen eines Mund-Nasen-Schutzes vor. So ist der Arbeit-
geber verpflichtet, geeignete technische und organisatorische Maßnahmen zu treffen, um 
betriebsbedingte Personenkontakte zu vermeiden. Die gleichzeitige Nutzung von Räumen 
durch Personen und betriebsbedingte Zusammenkünfte mehrere Personen sind auf das be-
triebsbedingte Minimum zu reduzieren. Letztere ist nach Möglichkeit durch die Verwendung 
von Informationstechnologien wie z.B. Videokonferenzsysteme zu ersetzen. Ist dies nicht 
möglich, hat der Arbeitgeber durch andere Schutzmaßnahmen einen gleichwertigen Schutz 
der Mitarbeiter sicherzustellen (§ 2 Abs. 2 und 3 Corona-AbSchV).  
Werden Räumen durch mehrere Personen gleichzeitig genutzt, ist die Anwesenheit auf das 
betriebsnotwendige Minimum zu reduzieren, sofern nicht durch andere Maßnahmen ein 
gleichwertiger Schutz sichergestellt werden kann (§ 3 Corona-ArbSchV). 
Zum 10. September 2021 wurde die Verordnung dahingehend angepasst, dass der Dienst-
geber bei der Festlegung und der Umsetzung der Maßnahmen des betrieblichen Infektions-
schutzes einem ihm bekannten Impf- oder Genesungsstatus der Beschäftigten berücksich-
tigen kann (§ 2 Abs. 1 Satz 2 Corona-ArbSchV). Zur Verarbeitung des Impf- und Serostatus 
von Beschäftigten siehe die Ausführungen zu Punkt 7. Der Dienstgeber hat den Mitarbeitern, 
die nicht ausschließlich in ihrer Wohnung arbeiten können, mindestens zweimal pro Woche 
einen SARS-CoV-2-Test anbieten (§ 5 Abs. 1 Corona-ArbSchV). Der Dienstgeber muss die 
Nachweise über die Beschaffung von Tests sowie die Vereinbarung mit Dritten über die Te-
stung seiner Mitarbeiter bis zum 19. März 2022 aufbewahren.  
 
Zudem sind die Hinweise der zuständigen Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und 
Wohlfahrtspflege (BGW), der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV) sowie 
des Robert-Koch-Instituts zu beachten. Dazu gehören weiter die Regelungen des jeweiligen 
Bundeslandes über den Arbeitsschutz in einzelnen Hilfebereichen.  
Diese ordnungsrechtlichen Bestimmungen hat der Träger zu prüfen und in einem individuel-
len Arbeitsschutzkonzept für die jeweilige Einrichtung zu beachten.  
 
Es ist zu empfehlen, dass ärztliche Atteste von Haus- oder Fachärzten, die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter vorlegen, vom betriebsärztlichen Dienst der Einrichtung überprüfen zu las-
sen. Der Betriebsarzt hat die Aufgabe, persönliche Einschränkungen von Mitarbeitern im 
Hinblick auf die betrieblichen Umstände und Erfordernisse zu prüfen. Im Regelfall ergibt sich 
daraus für den jeweiligen Mitarbeiter eine sogenannte Positiv-Negativ-Liste, die Arbeiten 
auflistet, die der jeweils betroffene Mitarbeiter ausüben kann bzw. nicht kann.  
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Abgeleitet aus Beschäftigungsverboten im Zusammenhang mit dem Mutterschutzgesetz hal-
ten wir den vorübergehenden Einsatz in anderen als dem eigentlichen Aufgabenfeld für zu-
mutbar; so wäre ein Mitarbeiter in der Eingliederungshilfe oder in Kindertagesstätten für ei-
nen befristeten Zeitraum auch in Verwaltungsbereichen der Träger einsetzbar.  
 
Nach dem „Steckbrief zur Coronavirus-Krankheit-2019“ des Robert-Koch-Instituts ist eine 
generelle Festlegung zur Einstufung in eine Risikogruppe nicht möglich (Nr. 15, Stand 26. 
November 2021). Jedoch haben bestimmte Personengruppen (zum Beispiel Menschen mit 
Vorerkrankungen, Ältere) ein höheres Risiko für einen schweren COVID-19-Krankheitsver-
lauf und benötigen deshalb besonderen Arbeitsschutz. Eine personenbezogene Risiko-Ein-
schätzung im Sinne einer (arbeits-) medizinischen Beurteilung findet sich im Dokument "Um-
gang mit aufgrund der SARS-CoV-2-Epidemie besonders schutzbedürftigen Beschäftigten" 
des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales (https://t1p.de/ua38). Diese Arbeitsmedizi-
nische Empfehlung unterstützt Ärzte dabei, den bestmöglichen Arbeitsschutz für besonders 
schutzbedürftige Beschäftigte zu identifizieren. 
 

6. Darf der Dienstgeber die Gesundheitsdaten seiner Mitarbeiter zum Zwecke der Um-
setzung der Arbeitsschutzmaßnahmen verarbeiten? 
Im Zusammenhang mit der SARS-CoV-2-Pandemie ist es für Dienstgeber bei vielen Maß-
nahmen, die zum Schutz der Beschäftigten ergriffen werden, notwendig, personenbezogene 
Daten der Mitarbeiter zu erheben.  
Diese Daten enthalten oftmals Angaben zum Gesundheitszustand der Mitarbeiter. Durch die 
Verbindung der Angaben zur Person mit den Angaben zum Gesundheitszustand handelt es 
sich um Gesundheitsdaten, die nach § 11 des Gesetzes über den Kirchlichen Datenschutz 
(KDG) besonders zu schützen sind. 
 
Im Grundsatz sind in Einzelfällen eine Erhebung und Verarbeitung personenbezogener Da-
ten von Beschäftigten durch den Dienstgeber möglich, sofern sie die Ausbreitung des 
Coronavirus verhindert bzw. eindämmt. Hierzu zählen Informationen zu den Fällen, in denen 
eine Infektion beim Mitarbeiter festgestellt wurde oder der Kontakt zwischen ihm und einer 
nachweislich infizierten Person bestanden hat. Zudem gibt es Fälle, in denen im maßgebli-
chen Zeitraum ein Aufenthalt in einem vom RKI eingestuften Risikogebiet stattgefunden hat.  
Eine Offenlegung personenbezogener Daten von nachweislich infizierten oder unter Infekti-
onsverdacht stehenden Personen zur Information von Kontaktpersonen ist demgegenüber 
nur rechtmäßig, wenn die Kenntnis der Identität für die Vorsorgemaßnahmen der Kontakt-
personen ausnahmsweise erforderlich ist. 
 
Eine Verarbeitung von Gesundheitsdaten ist nur eingeschränkt unter Beachtung der Daten-
schutzbestimmung möglich. Werden zur Eindämmung der Ausbreitung des Coronavirus      
oder zum Schutz der Beschäftigten in Einrichtungen der Caritas datenschutzkonform Ge-
sundheitsdaten erhoben und verarbeitet, so ist in diesen Fällen der Grundsatz der Verhält-
nismäßigkeit zu beachten. Nach Wegfall des Verwendungszwecks müssen die erhobenen 
Daten unverzüglich gelöscht werden.  
 
Zudem ist zur Durchführung der Maßnahme eine konkrete gesetzliche Ermächtigungsgrund-
lage nach dem KDG oder Fachgesetze erforderlich.  
Allgemein gilt, eine Berechtigung zur Verarbeitung von personenbezogenen Daten von Mit-
arbeitern durch den Dienstgeber ergibt sich aus § 53 Abs. 1 KDG. Sofern die kirchliche Stelle 
nicht öffentlich-rechtlich organisiert ist, kann die Verarbeitung der personenbezogenen Da-
ten auch auf § 6 Abs. 1 lit. g) KDG gestützt werden.  
Handelt es sich bei der Verarbeitung der Daten um Gesundheitsdaten ist § 11 Abs. 2 lit.b 
KDG als Rechtsgrundlage heranzuziehen. Sind die Mitarbeiter in Einrichtungen tätig, die für 

https://t1p.de/ua38
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die Bewältigung der Coronavirus-Pandemie unverzichtbar sind, könnten die Maßnahmen auf 
§ 11 Abs. 2 lit. i) KDG gestützt werden, wenn die dort genannten Voraussetzungen erfüllt 
sind.  
 
Für Mitarbeiter ergeben sich aus der AVR bzw. aus dem Arbeitsrecht verschiedene Neben-
pflichten, zu den unter anderem auch Rücksichts-, Verhaltens- und Mitwirkungspflichten ge-
genüber dem Dienstgeber und anderen Mitarbeitern gehören. Nach Auffassung der Daten-
schutzbehörden stellt auch die Informationspflicht des Dienstgebers über das Vorliegen ei-
ner Coronavirus-Infektion eine Nebenpflicht zum Schutz höherrangiger Interessen Dritter 
dar. Aus dieser folgt unter bestimmten Voraussetzungen eine Offenlegungsbefugnis nach § 
6 Abs. 1 lit. d) und g) KDG hinsichtlich personenbezogener Daten der Kontaktpersonen. 
 

7. Darf der Dienstgeber den Impf- und Serostatus zu COVID-19 seiner Mitarbeiter abfra-
gen? 
Im Zusammenhang mit dem Aufbauhilfegesetz 2021 (https://t1p.de/m7o3) vom 6. Septem-
ber 2021, wurde § 36 Abs. 3 IfSG neu eingefügt. Danach dürfen Dienstgeber, welche Mitar-
beiter in Einrichtungen des Abs. 1 und 2 in § 36 IfSG beschäftigen, den Impf- und Serostatus 
in Bezug auf COVID-19 verarbeiten, um über die Begründung eines Beschäftigungsverhält-
nisses oder über die Art und Weise einer Beschäftigung in diesen Einrichtungen zu entschei-
den, sofern der Deutsche Bundestag weiterhin eine epidemische Lage von nationaler Trag-
weite festgestellt hat und unabhängig davon bis zum Ablauf des 19. März 2022 und dies zur 
Verhinderung der Verbreitung von COVID-19 erforderlich ist.  
Davon betroffen sind Mitarbeiter, die in Einrichtungen nach § 33 IfSG, in voll- oder teilstatio-
näre Einrichtungen zur Betreuung und Unterbringung älterer, behinderter oder pflegebedürf-
tiger Menschen oder vergleichbare Einrichtungen, in Obdachlosenunterkünften, in Unter-
künften von Asylbewerbern, Flüchtlingen und Spätaussiedlern, in Justizvollzugsanstalten, in 
sonstigen Massenunterkünften sowie in ambulante Pflegedienste und Unternehmen, die Ein-
richtungen nach § 36 Abs. 1 Nr. 2 IfSG Dienstleistungen anbieten. Ferner sind auch Mitar-
beiter in Einrichtungen nach § 36 Abs. 2 IfSG betroffen.  
Für Dienstgeber dieser Einrichtungen zu beachten ist, dass es sich lediglich um eine „Kann-
Vorschrift“ handelt. Das heißt, der Dienstgeber ist nicht verpflichtet, den Impf- und Serostatus 
abzufragen. 
Bei der Entscheidung des Dienstgebers über die Art und Weise der Beschäftigung von 
Stammmitarbeitern ist zu beachten, dass Mitarbeiter nur im Rahmen ihres Dienstverhältnis-
ses und des § 9 AT AVR anderweitig beschäftigt werden können. Auch eine Kündigung von 
ungeimpften Mitarbeitern wegen einer fehlenden Impfung gegen COVID-19 ist ausgeschlos-
sen.  
 
Es besteht jedoch derzeit innerhalb des IfSG im Hinblick auf die Abfrage des Impf- und Se-
rostatus gegen COVID-19 eine Ungereimtheit. 
Bei Einrichtungen nach § 23 Abs. 3 IfSG wie z.B. Krankenhäuser, Tageskliniken, ambulante 
Pflegedienst ist § 23a IfSG maßgeblich. Danach dürfen Dienstgeber zur Erfüllung von Ver-
pflichtungen nach § 23 Abs. 3 IfSG personenbezogene Daten über den Impf- und Serostatus 
von Beschäftigten verarbeiten, um über die Begründung eines Beschäftigungsverhältnisses 
oder über die Art und Weise einer Beschäftigung zu entscheiden. Danach haben Einrichtun-
gen im Sinne von § 23 Abs. 3 IfSG die nach dem Stand der medizinischen Wissenschaft 
erforderlichen Maßnahmen zu treffen. Dies wird vermutet, wenn die veröffentlichten Emp-
fehlungen der Kommission für Krankenhaushygiene und Infektionsprävention (KRINKO) be-
achtet worden sind. Die aktuelle Empfehlung enthält eine Liste mit empfohlenen Impfungen 
für das Personal in medizinischen Einrichtungen in Deutschland. Nicht darunter ist die Imp-
fung gegen COVID-19, da zum Zeitpunkt der Erstellung der Empfehlung noch keine 

https://t1p.de/m7o3
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ausreichende Datenbasis für eine valide Aussage zur Bewertung des Impf- und Serostatus 
vorhanden war (https://t1p.de/s770). 
Daraus wäre zu folgen, dass der Dienstgeber nicht den Impfs- und Serostatus zu COVID-19 
von Beschäftigten in Einrichtungen nach § 23 Abs. 3 IfSG verarbeiten darf und dieser bei 
den Entscheidungen zur Begründung eines Beschäftigungsverhältnisses oder die Art und 
Weise des Einsatzes außer Acht bleiben muss. Es sind daher die Datenschutzregelungen 
zu beachten.  
 
Weiter gestattet § 28b Abs. 1 IfSG dem Dienstgeber den Impf- und Serostatus zu COVID-
19 seiner Beschäftigten abzufragen (siehe Punkt 17). Die Vorschrift ist bis zum 19. März 
2022 befristet (§ 28b Abs. 7 Satz 1 IfSG). Ferner kann der Deutsche Bundestag die Frist 
einmalig um drei Monate, also bis zum 19. Juni 2021 verlängern. 
 
Im Hinblick auf die Abfrage des Impf- und Serostatus zu COVID-19 beim Mitarbeitern emp-
fehlen wir vorab Kontakt zu den Mitarbeitern zu suchen. Es handelt sich dabei um einen 
sensiblen Bereich. Das Vorgehen, sollte im Hinblick auf den Fachkräftemangel im sozialen 
Erziehungsdienst und im Pflegebereich gut überlegt werden.  

 
8. Fortzahlung der Dienstbezüge bei behördlich angeordneter Quarantäne und An-

spruch auf Zahlung einer Entschädigung in Geld nach § 56 IfSG? 

Hatte der Mitarbeiter zu einer mit dem Corona-Virus infizierten Person Kontakt und muss er 
aufgrund einer behördlichen Anweisung für einen bestimmten Zeitraum in Quarantäne ver-
bleiben (egal ob häuslich oder in einer stationären Einrichtung), ist er nicht in Lage, seine 
geschuldete Arbeitsleistung zu erbringen. Wegen der Unmöglichkeit der Leistungserbrin-
gung nach § 275 BGB ist er von der Verpflichtung zur Leistung seiner Arbeit frei. Der Mitar-
beiter ist auch nicht verpflichtet, seine Arbeit zu einem späteren Zeitpunkt zu erbringen.  
 
Zwar besteht der Grundsatz „ohne Arbeit kein Lohn“, der besagt, dass der Mitarbeiter ohne 
Erbringung der Arbeitsleistung keinen Anspruch auf Zahlung der Dienstbezüge gegen den 
Dienstgeber hat.  
Jedoch sieht § 56 IfSG die Zahlung einer Entschädigung in Geld vor, wenn eine Person im 
Sinne des § 56 Abs. 1 IfSG isoliert wird und dadurch einen Verdienstausfall erleidet. Das 
Infektionsschutzgesetz regelt also für einzelne Beschäftigte einen Anspruch gegenüber der 
zuständigen Behörde auf sog. Verdienstausfallentschädigung. Voraussetzung ist, dass der 
Beschäftigte als „Ausscheider, Ansteckungsverdächtiger, Krankheitsverdächtiger oder als 
sonstiger Träger von Krankheitserregern“ von der Behörde mit einem beruflichen Tätigkeits-
verbot belegt wurde (§ 56 IfSG). Die Höhe der Entschädigung bemisst sich in den ersten 
sechs Wochen nach der Höhe des Verdienstausfalls und wird vom Dienstgeber gezahlt.  
Auf Antrag an die zuständige Behörde des jeweiligen Bundeslandes kann der Dienstgeber 
den gezahlten Betrag erstattet bekommen. Dauert die Quarantäne länger als sechs Wochen, 
so ist ab der siebten Woche die Höhe des Krankengeldes nach § 47 SGB V maßgeblich, 
soweit der Verdienstausfall die für die gesetzliche Krankenversicherungspflicht maßgebende 
Jahresarbeitsentgeltgrenze nicht übersteigt.  
 
Ähnlich sieht es im Fall der häuslichen Quarantäne aufgrund einer behördlichen Anordnung 
aus. Hier kann der Dienstgeber gegenüber dem Mitarbeiter nicht einseitig anordnen, dass er 
seine Arbeitsleistung im Homeoffice erbringen soll, wenn keine entsprechende Vereinbarung 
vorliegt, dass die Tätigkeit generell im Homeoffice ausgeübt werden kann. Der Dienstgeber 
hat kein Recht über den privaten Wohnraum seiner Beschäftigten zu verfügen. 
 

9. Wann entfällt der Anspruch auf Entschädigung nach Ziffer 8? 

https://t1p.de/s770
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Der Anspruch ist ausgeschlossen, wenn der Mitarbeiter eine Quarantäne hätte vermeiden 
können. Dies ist der Fall sein, wenn durch Inanspruchnahme einer Schutzimpfung oder an-
derer Maßnahmen der spezifischen Prophylaxe, die gesetzlich vorgeschrieben ist oder im 
Bereich des gewöhnlichen Aufenthaltsortes öffentlich empfohlen wurde.  
Derzeit sieht der Gesetzgeber keine im Gesetz verankerte Impfpflicht gegen die Erkrankung 
COVID-19 vor. Daneben sind die öffentlichen Bekanntmachungen der obersten Gesund-
heitsbehörde im jeweiligen Bundesland zu beachten.  
 
Nach § 20 Abs. 3 IfSG sollen die obersten Landesgesundheitsbehörden öffentliche Empfeh-
lungen für Schutzimpfungen oder andere Maßnahmen der spezifischen Prophylaxe auf der 
Grundlage der jeweiligen Empfehlungen der STIKO aussprechen. Die STIKO hat eine Emp-
fehlung zur Impfung gegen die Erkrankung COVID-19 ausgesprochen und die Priorisierung 
nach Alter und Berufsgruppen aufgehoben (Beschluss der STIKO, Stand: 24. Juni 2021, 
https://ogy.de/ub5s).  
Sobald die obersten Landesgesundheitsbehörden eine öffentliche Empfehlung für eine 
Schutzimpfung gegen COVID-19 aussprechen oder keine Ausnahme von einer Impfung ge-
gen diese Erkrankung in ihrer Erklärung vorsehen, liegt eine öffentliche Empfehlung für eine 
Schutzimpfung vor.  
Dies lässt darauf schließen, dass der Mitarbeiter seinen Entschädigungsanspruch nach § 56 
Abs. 1 IfSG dann verliert, wenn er sich trotz Impfmöglichkeit nicht gegen die Erkrankung 
COVID-19 hat impfen lassen und sich aufgrund einer Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus 
in behördlich angeordneter Quarantäne begeben muss. Allerdings ist dabei immer noch der 
jeweilige Einzelfall maßgeblich. So ist beispielsweise zu klären, ob der Mitarbeiter sich auf-
grund von Allergien, Vorerkrankungen etc. nicht impfen lassen konnte. Ebenfalls fraglich ist, 
wie damit umzugehen ist, wenn es sich bei dem betroffenen Mitarbeiter um einen „Genese-
nen“ im Sinne der COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverordnung 
(https://t1p.de/rrmv). 
 
Alle Bundesländer leisten seit 1. November 2021 für die in Quarantäne befindenden oder 
einem Tätigkeitsverbot unterliegenden, nicht gegen COVID-19 geimpften Personen keine 
Entschädigungsleistungen nach § 56 Abs. 1 Satz 1 IfSG. Begründet wird dies damit, dass 
es eine flächendeckende, niedrigschwellige und leicht zugängliche Schutzimpfung gegen 
einen schweren Verlauf von COVID-19 gebe (https://ogy.de/ighj). Zwar gibt es keine gesetz-
liche Pflicht sich impfen zu lassen, jedoch gibt es eine Impfempfehlung der STIKO. Eine 
Entschädigung soll es nur noch dann geben, wenn die Mitarbeiter vollständig geimpft sind.  
 
Dienstgeber müssen die betroffenen Mitarbeiter in den Bundesländern mit einer einge-
schränkten Entschädigung auffordern, dem Dienstgeber nachzuweisen, dass sie geimpft 
oder genesen sind. Ohne einen solchen Nachweis müssen sie die Fortzahlung des Entgelts 
während der Quarantäne einstellen. Im Übrigen werden die Dienstgeber durch die jeweiligen 
landesrechtlichen Online-Portale, über die ein Ersatz der fortgezahlten Entgelte beantragt 
wird, aufgefordert, einen Nachweis der Impfung oder Genesung zu erbringen. 
 
Bei der Reise eines Mitarbeiters in einen Staat oder eine Region außerhalb Deutschlands, 
welcher/e bereits vor Antritt der Reise als Risikogebiet eingestuft war, soll er ebenfalls seinen 
Entschädigungsanspruch verlieren. Es muss sich dabei um eine vermeidbare Reise gehan-
delt haben, welche vorliegt, wenn zum Zeitpunkt der Abreise keine zwingenden und unauf-
schiebbaren Gründe für die Reise vorlagen. 
 
Hat der Mitarbeiter sich allerdings mit dem SARS-CoV-2-Virus infiziert und leidet er unter 
Krankheitssymptomen und kann er aufgrund einer Erkrankung seine Arbeitsleitung nicht 

https://ogy.de/ub5s
https://t1p.de/rrmv
https://ogy.de/ighj
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erbringen, greift der Anspruch auf Zahlung von Krankenbezügen nach Abschnitt XII der An-
lage 1 zu den AVR (siehe Punkt 2).  
 
Zwar hat der Mitarbeiter einen Anspruch auf Entschädigung nach § 56 Abs. 1 Satz 1 IfSG, 
jedoch tritt der Arbeitgeber in Vorleistung. Das heißt, er macht den Anspruch für den Mitar-
beiter gegenüber dem Gesundheitsamt geltend, § 56 Abs. 5 IfSG. Droht einen Mitarbeiter 
wegen einer fehlenden COVID-19-Impfung der Verlust des Entschädigungsanspruchs im 
Quarantänefall, kann der Dienstgeber vorab prüfen, ob der Mitarbeiter seine Arbeit während 
der Quarantäne im Homeoffice verrichten kann.  
 

10. Fortzahlung der Dienstbezüge bei „freiwilliger“ Quarantäne? 
Hier muss zunächst danach differenziert werden, ob es sich bei dem Mitarbeiter um eine 
geimpfte bzw. genesene oder ungeimpfte Person handelt. Das RKI hat dazu Hinweise „Kon-
taktpersonen-Nachverfolgung bei SARS-CoV-2-Infektionen“ entwickelt, wie zu verfahren ist, 
wenn ein Mitarbeiter Kontakt zu einer mit dem SARS-CoV-2-Virus infizierten Person hatte 
(Stand: 29. November 2021, https://t1p.de/73e9). Dabei stellt das RKI auf den Kontakt zu 
einer „engen“ Kontaktperson ab; die Kontaktperson der Kategorie 2 hat das RKI gestrichen. 
In den Hinweisen des RKI wird eine mit dem SARS-CoV-2-Virus infizierte Person als „Fall 
bezeichnet. Das RKI beschreibt in seinen Hinweisen drei Situationen: 
- Enger Kontakt (<1,5 m, Nahfeld) länger als 10 Minuten ohne adäquaten Schutz (adä-

quater Schutz = Mitarbeiter und infizierte Kontaktperson tragen durchgehend und korrekt 
einen Mund-Nasen-Schutz oder eine FFP2-Maske). 

- Gespräch mit der infizierten Person (Face-to-face-Kontakt, <1,5 m, unabhängig von der 
Gesprächsdauer) ohne adäquaten Schutz (adäquater Schutz = Mitarbeiter und infizierte 
Kontaktperson tragen durchgehend und korrekt einen Mund-Nasen-Schutz oder eine 
FFP2-Maske) oder direkter Kontakt (mit respiratorischem Sekret). 

- Gleichzeitiger Aufenthalt von infizierter Kontaktperson und Mitarbeiter im selben Raum 
mit wahrscheinlich hoher Konzentration infektiöser Aerosole unabhängig vom Abstand 
für > 10 Minuten, auch wenn durchgehend und korrekt ein Mund-Nasen-Schutz oder eine 
FFP2-Maske getragen wurde. 

 
10.1 Mitarbeiter ohne Impfung und ohne Genesung 
Hat der ungeimpfte Mitarbeiter Kontakt zu einer an COVID-19 erkranken Person oder zu 
einer Person, die positiv auf das SARS-CoV-2-Virus getestet war, und keine Krankheits-
symptome, soll der Dienstgeber grundsätzlich darauf hinwirken, dass der Mitarbeiter einen 
Arzt oder das Gesundheitsamt aufsucht, der oder das weitere Vorgehen festlegt.  
Laut den Hinweisen des RKI zur „Kontaktpersonen-Nachverfolgung bei SARS-CoV-2-Infek-
tionen“ (Stand: 10. September 2021) muss der Mitarbeiter, wenn er als enge Kontaktperson 
gilt, auf Anordnung des Gesundheitsamts unverzüglich für 14 Tage in häusliche Qua-
rantäne begeben. Gerechnet wird dabei ab dem letzten Tag des Kontakts zur erkrankten 
Person. In dem Fall werden die Dienstbezüge fortgezahlt. 
Empfiehlt das Gesundheitsamt dem Mitarbeiter sich in eine freiwillige Quarantäne zu be-
geben, besteht keine Anordnung und damit keine Verpflichtung dazu. 
In diesen Fällen ist nur Überstundenabbau, Urlaub oder eine Freistellung ohne Fortzahlung 
der Dienstbezüge möglich ist.  
 
10.2 Mitarbeiter mit Impfung 
Ist der Mitarbeiter vollständig gegen die Erkrankung COVID-19 geimpft oder handelt es sich 
bei ihm um einen „Genesenen“, der mit einer Impfdosis geimpft ist, ist er von den Quaran-
täne Maßnahmen ausgenommen (Hinweisen des RKI zur „Kontakt-Nachverfolgung bei 
SARS-CoV-2-Infektionen; https://t1p.de/73e9). Bis zum 14. Tag nach dem Kontakt zu der 
Person sollte ein Selbstmonitoring erfolgen, in dem der Mitarbeiter seine Körpertemperatur 

https://t1p.de/73e9
https://t1p.de/73e9
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und kontrollieren und mögliche Symptome beobachten soll. Entwickelt die Person Symp-
tome, muss sie sich in Selbstisolierung begeben und sich testen lassen.  
Eine Ausnahme für Geimpfte besteht nach § 10 der SchAusnahmV. Danach müssen sich 
Geimpfte auch in Quarantäne begeben, wenn sie Kontakt zu einer Person hatten, die sich 
mit einer noch nicht in Deutschland verbreiteten Virusvariante mit besorgniserregenden Ei-
genschaften infiziert hatte oder aus einem Virusvarianten-Gebiet iSv § 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 
der Coronavirus-Einreiseverordnung nach Deutschland eingereist sind.  
Bestand zusätzlich der Kontakt zu einer Person mit einem höheren Risiko für einen schwe-
ren Verlauf, so empfiehlt das RKI den Umgang mit Personen mit erhöhtem Risiko für einen 
schweren Verlauf für 14 Tage nach dem letzten Kontakt zu dem Infektionsfall möglichst ein-
stellen. Das RKI hat hierzu Empfehlungen zu „Organisatorische und personelle Maßnahmen 
für Einrichtungen des Gesundheitswesens sowie Alten- und Pflegeeinrichtungen während 
der COVID-19-Pandemie“ entwickelt (Stand: 9. Juli 2021). Hatte der geimpfte Mitarbeiter 
aber Kontakt zu einem Fall mit einer besorgniserregenden Variante, empfiehlt das RKI eine 
Quarantäne dieser Person von 14 Tagen und eine Testung mittels PCR-Test.  
 
Mitarbeiter ist ein Genesener ohne Impfung 
Genesene Mitarbeiter ohne Impfung, die ab dem 28. Tag, aber innerhalb von sechs Monaten 
nach dem Nachweis ihrer Infektion, Kontakt zu einer infizierten Person hatten, müssen nicht 
in Quarantäne.  
Diese Mitarbeiter müssen ebenfalls prüfen, ob sie nach § 10 Abs. 2 der SchAusnahmV aus-
nahmsweise in Quarantäne müssen. Hierzu wird auf die Ausführungen von oben unter „Mit-
arbeiter mit Impfung“ verwiesen.  
Auch genesene Mitarbeiter, die aus beruflichen Gründen engen Kontakt zu ungeimpften Ri-
sikogruppen und nicht in Quarantäne müssen, sollten nach dem Kontakt zu einem bestätigen 
Infektionszahl die berufliche Tätigkeit für 14 Tage nach dem Kontakt einstellen.  
 
Bitte beachten Sie auch die jeweiligen landesrechtlichen Quarantäneregelungen im Zusam-
menhang mit einer SARS-CoV-2 Infektion und Kontakt zu einer infizierten Person.  
 
Corona-Warn-App 
Hat ein symptomfreier Mitarbeiter über die auf seinem Smartphone installierte Corona-Warn-
App eine Meldung erhalten, dass er zu einer bestimmten Zeit mit einer infizierten Person 
Kontakt gehabt hat, ist ihm die Erbringung der Arbeitsleistung nicht nach § 275 Abs. 1 BGB 
rechtlich und tatsächlich unmöglich. Zudem ist ihm die Erbringung der Arbeitsleitung in der 
Einrichtung auch zumutbar. Wenn der Mitarbeiter sich in dem Fall freiwillig in Quarantäne 
begibt, verliert er seinen Anspruch auf Zahlung der Dienstbezüge.  
Um ein mögliches Ansteckungsrisiko in der Einrichtung zu minimieren und sofern die Erbrin-
gung der Arbeitsleistung im Homeoffice möglich ist, kann der Dienstgeber dem Mitarbeiter 
anbieten, ihn vorübergehend an einen anderen Arbeitsplatz zu versetzen oder – wenn mög-
lich - seine Arbeit im Homeoffice zu erbringen. Auch ein tägliches Testen ist denkbar.  
Es besteht jedoch keine Verpflichtung des Dienstgebers den Mitarbeiter, ohne eine behörd-
liche Quarantäneanordnung von der Erbringung seiner Arbeitsleistung freizustellen.  
 
Weitere Möglichkeiten entnehmen Sie der „Vorbemerkung“ auf Seite 1.   
 

11. Fortzahlung der Dienstbezüge bei Schließung der eigenen Einrichtung durch eine be-
hördliche Anordnung? 
Für Mitarbeiter, die aufgrund einer vollständigen oder teilweisen Schließung ihrer Einrichtung 
durch eine behördliche Anordnung, ihre Arbeitsleistung nicht erbringen können, stellt sich 
die Frage, ob sie einen Anspruch auf Fortzahlung der Dienstbezüge haben.  
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Bisher nahm das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) hier an, dass das Ri-
siko des Arbeitsausfalls in der Sphäre des Dienstgebers liegt, mit der Folge, dass der Dienst-
geber dieses Risiko trägt (https://t1p.de/wehm). In dem Fall würde der Grundsatz „ohne Ar-
beit kein Lohn“ nicht greifen und der Mitarbeiter könnte seinen Anspruch auf Zahlung der 
Dienstbezüge geltend machen.  
Zugleich hat der Dienstgeber die Möglichkeit, mit den Beschäftigten Kurzarbeit zu vereinba-
ren.  
 
Mit Urteil vom 13. Oktober 2021 hat das BAG entschieden, dass der Lohnanspruch entfällt, 
wenn der Mitarbeiter aufgrund der pandemiebedingten behördlichen Schließung nicht arbei-
ten könne (Urt. v. 13.10.2021, Az. 5 AZR 211/21). Im vorliegenden Fall handelte es sich um 
eine geringfügige Beschäftigte, die aufgrund der fehlenden Sozialversicherungspflicht kei-
nen Anspruch auf Kurzarbeitergeld hatte. Argumentiert wurde, dass der Arbeitgeber nicht 
das Risiko eines Betriebsausfalls trage, wenn zum Schutze der Bevölkerung vor schweren 
und tödlichen Krankheitsverläufen aufgrund einer behördlichen Anordnung flächendeckend 
nicht relevante Einrichtungen geschlossen werden sollten. Hierfür sei es nicht Sache des 
Arbeitgebers die Zahlung zu leisten, sondern die des Staats adäquate Leistungen zu gewäh-
ren.  
 

12. Die Kindertagesstätte oder Schule, in der der Mitarbeiter sein Kind während seiner 
Arbeitszeit zu Betreuung gibt, ist aufgrund einer behördlichen Anordnung geschlos-
sen. Darf der Mitarbeiter von der Arbeit fernbleiben und sein Kind zu Hause betreuen? 
Wie verhält es sich mit der Betreuung von pflegebedürftigen nahen Angehörigen (z. 
B. ein Elternteil), deren Betreuungstagesstätte aufgrund einer behördlichen Anord-
nung vorübergehend geschlossen wird? 
Bezüglich der Betreuung von Kindern oder pflegebedürftige nahe Angehörige durch Mitar-
beiter wird auf die Mitteilung „Betreuung von Angehörigen während der Covid-19-Pande-
mie“ verwiesen. 
 

13. Kann die Arbeitsleistung in Telearbeit (sog. „Homeoffice“) erbracht werden? 
Mit dem Gesetz zur Änderung des Infektionsschutzgesetzes und weiterer Gesetze anlässlich 
der Aufhebung der Feststellung der epidemischen Lage von nationaler Tragweite (EpiLage-
AufhG) vom 22. November 2021 wurde die Pflicht zum Angebot von Homeoffice beibehalten. 
Diese ist nun neu in § 28b Abs. 5 IfSG geregelt. Nach § 28b Abs. 5 IfSG hat der Dienstgeber 
dem Mitarbeiter bei Büroarbeit oder vergleichbaren Tätigkeiten anzubieten, seine Tätigkeit 
von seiner Wohnung aus auszuführen, wenn keine zwingenden betrieblichen Gründe entge-
genstehen.  
Dieses Angebot hat der Mitarbeiter anzunehmen, soweit dem seinerseits keine Gründe ent-
gegenstehen.  
 
Zwingende betriebliche Gründe sind nach Ansicht des Gesetzgebers erhebliche Einschrän-
kung oder nicht Aufrechterhaltung der Betriebsabläufe. Beispiele dazu hat der Gesetzgeber 
in der Gesetzesbegründung der Bundesdrucksache Nr. 20/89 aufgelistet 
(https://t1p.de/nqyv). Darunter fallen z.B. der Verteilung von Poststücken, die Bearbeitung 
von Wareneingang und -aufgang, Reparatur- und Wartungsaufgaben, Sicherstellung der IT, 
Hausmeisterdienste, Schutz vor Betriebsgeheimnissen etc.)  
 
Kann eine Tätigkeit nicht im Homeoffice ausgeübt werden, besteht kein Anspruch auf diese 
Form der Arbeitsleistung. Der Mitarbeiter kann insbesondere nicht eigenmächtig von zu 
Hause aus arbeiten, weil er eine Ansteckung auf dem Weg zur Arbeit oder am Arbeitsplatz 
fürchtet (siehe dazu Punkt 4).  
 

https://t1p.de/wehm
https://t1p.de/nqyv
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14. Darf der Dienstgeber vorsorglich seinen Mitarbeiter nach Hause schicken? 
Liegen Anhaltspunkte vor, dass der Mitarbeiter mit dem Corona-Virus infiziert ist oder weist 
der Mitarbeiter Erkältungssymptome ist zu unterscheiden: Vermutete der Dienstgeber, dass 
der Mitarbeiter erkrankt sein könnte, darf er ihn zwar nach Hause schicken, muss jedoch 
beachten, dass der Mitarbeiter in dem Fall arbeitsfähig und -willig ist und das Entgelt fortzu-
zahlen hat.   
Im Fall der Arbeitsunfähigkeit besteht ein Anspruch des Mitarbeiters auf Fortzahlung der 
Dienstbezüge nach Abschnitt XII Absatz (a) Satz 1 und Absatz (b) der Anlage 1 zu den AVR. 
 
Hat der Mitarbeiter den Verdacht, sich mit dem Corona-Virus angesteckt zu haben, weil er 
Kontakt zu einer Person hatte, bei der eine Corona-Virusinfektion festgestellt wurde, und 
geht er aufgrund dessen zum Arzt, kann für die Zeit des Arztbesuches eine Arbeitsbefreiung 
nach § 10 Abs. 2 Buchstabe h) AT AVR erfolgen Voraussetzung ist, dass die Behandlung 
des Mitarbeiters nach ärztlicher Bescheinigung während der Arbeitszeit erfolgen muss. Der 
Mitarbeiter muss den Dienstgeber über sein Fernbleiben von der Arbeit wegen des Arztbe-
suches informieren. 
 

15. Kann der Mitarbeiter Dienstreisen verweigern? 
Sind auf Anordnung des Dienstgebers Dienstreisen zu tätigen, kann der Mitarbeiter dies 
grundsätzlich nicht ablehnen. Da der Dienstgeber aber verpflichtet ist, sein Weisungsrecht 
nach § 106 GewO nach billigem Ermessen auszuüben und ihm eine Fürsorgepflicht gegen-
über seinen Mitarbeitern trifft, ist in jedem Einzelfall eine Interessensabwägung vorzuneh-
men. So entspricht die Anordnung einer Dienstreise nicht mehr dem billigen Ermessen, wenn 
eine erhebliche Gefährdung der Mitarbeiter vorliegt. Dies ist z. B. der Fall, wenn einschlägige 
Vorerkrankungen vorliegen und/oder die Reise in ein Risikogebiet oder an einem zum Qua-
rantänegebiet erklärten Ort oder Gegend erfolgen soll (aktuelle Corona-Risikogebiete: Ro-
bert-Koch-Institut, https://t1p.de/794j).   

 
16. Darf der Mitarbeiter arbeitsschutzrechtliche Maßnahmen wie z. B. das Tragen eines 

Mund-Nasen-Schutzbedeckung am Arbeitsplatz verweigern?  
Die Pflicht des Mitarbeiters zur Beachtung der arbeitsschutzrechtlichen Maßnahmen wie z. 
B. dem Tragen einer Mund-Nasen-Schutzbedeckung in den Einrichtungen des Dienstgebers 
ergibt sich aus den landesrechtlichen Corona-Verordnungen, der seit dem 27. Januar 2021 
geltenden SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung, dem Hygienekonzepten nach dem IfSG 
und dem Weisungsrecht des Dienstgebers.  
 
Der Dienstgeber hat mittels einer Gefährdungsbeurteilung zu ermitteln, welche Maßnahme 
des Arbeitsschutzes zum Schutz der Mitarbeiter erforderlich sind. Eine Konkretisierung der 
Anforderungen an den Arbeitsschutz in Bezug auf die Sars-CoV-2-Pandemie ergibt sich aus 
dem Sars-CoV-2-Arbeitsschutzstandard des BMAS vom 16. April 2020 und der Sars-CoV-
2-Arbeitsschutzregel der Arbeitsausschüsse beim BMAS vom 20. August 2020 sowie der 
neuen SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung vom 27. Januar 2021.  
 
Nach § 2 Abs. 2 Corona-ArbSchV hat der Dienstgeber den Mitarbeitern eine medizinische 
Gesichtsmaske oder FFP2-Maske oder eine andere in der Anlage zur Verordnung gelisteten 
Atemschutzmaske zur Verfügung zu stellen, wenn die Gesamtbeurteilung ergib, dass ein 
Schutz der Beschäftigten durch technische und organisatorische Schutzmaßnahmen nicht 
ausreichend ist und das Tragen medizinischer Gesichtsmasken oder Atemschutzmasken 
erforderlich ist.  
Dies bedeutet, die Anordnung des Tragens von Mund-Nasen-Bedeckungen nur in der Zeit 
möglich ist, in der die in § 2 Abs. 2 genannten Anforderungen eingehalten werden können. 

https://t1p.de/794j
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Die betrifft beispielsweise Arbeitsräume mit mehreren Mitarbeitern oder Verkehrswege in der 
Einrichtung.  
Nach § 15 Abs. 1 ArbSchG und § 3 Abs. 1 Satz 2 Corona-ArbSchV ist der Mitarbeiter ver-
pflichtet, die Weisung des Dienstgebers zu befolgen und die zur Verfügung gestellten Mas-
ken zu tragen. 
Das Weisungsrecht des Dienstgebers nach § 106 GewO erstreckt sich auf die Ordnung und 
das Verhalten des Mitarbeiters in der Einrichtung sowie auf die nach den öffentlich-rechtli-
chen Arbeitsschutzvorschriften notwendigen Schutzmaßnahmen. 
 
Eine Weigerung, die Mund-Nasen-Schutzbedeckung zu tragen, stellt eine Verletzung einer 
arbeitsrechtlichen Nebenpflicht dar (§§ 618, 241 Abs. 2 BGB iVm §§ 15, 16 ArbSchG), wel-
che arbeitsrechtliche Folgen hat. Der Mitarbeiter ist nicht nur zur Eigenvorsorge, sondern 
auch zur Fremdvorsorge gegenüber Dritten verpflichtet, die von seinen Handlungen oder 
Unterlassungen bei der Arbeit betroffen sind.  
Im Zusammenhang mit der Corona-Pandemie treffen dem Mitarbeiter auch Unterstützungs-
pflichten nach § 16 Abs. 1 ArbSchG in Bezug auf die Umsetzung des vom BMAS bekannt-
gegebenen Arbeitsschutzstandard. Es handelt sich dabei nicht um eine behördliche Anord-
nung, sondern um eine Präzisierung der einzelnen Verpflichtungen des Dienstgebers. 
 
Auch für geimpfte und genesene Mitarbeiter gilt die Pflicht zum Tragen einer Mund-Nasen-
Schutzbedeckung sowie die Einhaltung der Abstands- und Hygieneregelungen (§ 1 Abs. 2 
SchAusnahmV).  
 
Aufgrund des aktuellen Impfgeschehens, das durch Impfdurchbrüche begleitet ist, empfiehlt 
die DGUV weiterhin das Ergreifen risikominimierender Maßnahmen, um eine weitere Trans-
mission von SARS-CoV-2 zu reduzieren. Derzeit überarbeitet die DGUV ihre Hinweise dazu. 
Die STIKO empfiehlt, auch nach einer Impfung die allgemeinen empfohlenen Schutzmaß-
nahmen (AHA-AL-Regeln sowie Kontaktreduktionen) weiterhin einzuhalten (Stand 29. No-
vember 2021, https://t1p.de/vwv9).   
  

17. Darf der Dienstgeber eine Pflicht zur Testung von Mitarbeitern auf eine SARS-CoV-2-
Virusinfektion anordnen? 
Die Durchführung eines gesundheitsbezogenen Tests stellt einen Eingriff in das Persönlich-
keitsrecht und das Recht auf informationelle Selbstbestimmung des Mitarbeiters dar. Daher 
ist für die Durchführung des Tests grundsätzlich eine freiwillige Einwilligung des Mitarbeiters 
oder eine gesetzliche Grundlage erforderlich.  
Nach § 18 Abs. 3 ArbSchG iVm § 4 Abs. 2 der Corona-ArbSchV ist der Dienstgeber ver-
pflichtet, seinen Mitarbeitern zweimal pro Woche einen Test zum Nachweis einer SARS-
CoV-2-Virusinfektion anzubieten („Testangebotspflicht“), die nicht ausschließlich in ihrer 
Wohnung arbeiten. Der Mitarbeiter kann das Testangebot freiwillig in Anspruch nehmen. Die 
Nachweise oder die Vereinbarung mit Dritten über die Testung sind bis zum 19. März 2022 
aufzubewahren. Eine Testangebotspflicht entfällt, wenn der Dienstgeber einen anderen 
gleichwertigen Schutz der Beschäftigten sicherstellen oder einen bereits bestehenden 
Schutz nachweisen kann (§ 4 Abs. 2 Corona-ArbSchV). 
 
Nach § 28b Abs. 1 Satz 1 IfSG dürfen seit dem 24. November 2021 die Dienstgeber und die 
Beschäftigten in allen Einrichtungen, in denen ein physischer Kontakt von Dienstgebern und 
Beschäftigten untereinander besteht, nur betreten, wenn sie einen Impfnachweis, einen Ge-
nesenennachweis oder einen Testnachweis im Sinne von § 2 der COVID-19-Schutzmaß-
nahmen-Ausnahmeverordnung vorlegen. Der Testnachweis kann auch unmittelbar vor der 
Arbeitsaufnahme durch ein Testangebot des Dienstgebers zur Erlangung eines Nachweises 

https://t1p.de/vwv9
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im Sinne von § 4 SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung oder ein Impfangebot des Dienst-
gebers erfolgen (§ 28b Abs. 1 Satz 2 IfSG).  
Das Erlangen des Testnachweises fällt nicht unter die Arbeitszeit. Denn Arbeitszeit ist nach 
§ 2 Abs. 1 ArbZG die Zeit vom Beginn bis zum Ende der Arbeit. Der Testnachweis ist Vo-
raussetzung für die Aufnahme der Arbeit. 
 
Dienstgeber und Beschäftigte, die in spezifischen Einrichtungen nach § 23 Abs. 3 Satz 1 
IfSG z.B. in Krankenhäusern, Tageskliniken, in ambulanten Pflegediensten etc., oder nach 
§ 36. Abs. 1 Nr. 2 und 7, also in Gemeinschaftseinrichtungen nach § 33 oder in nicht unter 
§ 23 Abs. 3 Satz 1 fallende ambulante Pflegedienste tätig sind, müssen einen Testnachweis 
unabhängig von ihrem Impf- oder Serostatus vorlegen. Bei geimpften oder genesenen Mit-
arbeitern kann die Testung auch mittels eines Antigen-Tests zur Eigenanwendung ohne 
Überwachung erfolgen. Die Testung muss dann zweimal pro Kalenderwoche wiederholt wer-
den. Mitarbeiter, die weder geimpft noch genesen sind, müssen den Testnachweis täglich 
machen. Einrichtungen nach § 28b Abs. 2 IfSG haben bei der Datenübermittlung an die 
zuständigen Behörden § 28b Abs. 3 IfSG zu beachten.  
 
Der Dienstgeber ist verpflichtet, die Nachweispflicht zu überwachen und zu dokumentieren. 
Auf Verlangen der Behörde müssen die Nachweise vorgelegt werden. Soweit es erforderlich 
ist, darf der Dienstgeber die hierfür erforderlichen personenbezogenen Daten zum Impf-, 
Sero- oder Teststatus in Bezug auf die COVID-19 Erkrankung verarbeiten sowie diese zur 
Anpassung eines Hygienekonzepts auf Grundlage der Gefährdungsbeurteilung nach dem 
Arbeitsschutzgesetz verwenden. Allerdings nur, soweit dies erforderlich ist. Zu beachten ist, 
dass es sich hier um besondere Kategorien von personenbezogenen Daten nach § 4 Nr. 2 
KDG handelt. Dabei sind die Grundsätze des Datenschutzes nach § 11 KDG einzuhalten 
(siehe Punkt 6).  
 
Weigert sich der Mitarbeiter an den per Gesetz verpflichtend vorgesehenen Testverfahren 
teilzunehmen, hat er mit arbeitsrechtlichen Konsequenzen zu rechnen.  
 

18. Darf der Dienstgeber anordnen, dass Mitarbeiter in den Einrichtungen der Caritas sich 
gegen die Erkrankung COVID-19 impfen lassen sollen? 
Eine Impfung stellt einen Eingriff, in das Grundrecht auf körperliche Unversehrtheit nach Art. 
2 Abs. 2 GG dar, in welches nur aufgrund eines Gesetzes eingegriffen werden darf.  
Eine einseitige Anordnung des Dienstebers im Wege seines Direktionsrechts nach § 106 
GewO an seine Mitarbeiter, sich gegen die Erkrankung COVID-19 impfen zu lassen, schei-
det daher aus.  
 
Derzeit gibt es keine gesetzliche Grundlage, welche eine allgemeine Impfpflicht gegen einen 
schweren Krankheitsverlauf mit der Erkrankung COVID-19 für die Bevölkerung oder für Teile 
davon in Deutschland vorsieht. Es liegt lediglich eine Empfehlung der Ständigen Impfkom-
mission (STIKO) zur Impfung gegen COVID-19 vor (https://t1p.de/hqqv).  
Mit dem Gesetz zur Stärkung der Impfprävention vom 10. Dezember 2021 besteht eine Impf-
pflicht gegen die Erkrankung COVID-19 für Personal in den Gesundheitsberufen und für 
Menschen, die beruflich Pflegebedürftige und Menschen mit Behinderungen betreuen. Da-
nach müssten in bestimmten Einrichtungen und Unternehmen tätige Mitarbeiter künftig ge-
impft, genesen oder ein ärztliches Zeugnis über das Bestehen einer Kontraindikation gegen 
eine COVID-19-Impfung besitzen (Bundestagsdrucksache 20/2050 https://t1p.de/enuvd).  
Dabei ist zu unterscheiden:  
 
Nach § 20a Absatz 2 haben alle in Einrichtungen nach § 20a Absatz 1 Satz 1 bereits tätigen 
Personen (Bestandspersonal) der Leitung der jeweiligen Einrichtungen bis zum 15. März 

https://t1p.de/hqqv
https://t1p.de/enuvd
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2022 einen Nachweis über ihre Impfung, über ihren Genesenenstatus oder einen ärztlichen 
Nachweis über medizinische Kontraindikationen zur Impfung vorzulegen. Wenn der Nach-
weis nicht bis zum Ablauf des 15. März 2022 vorgelegt wird oder wenn Zweifel an der Echt-
heit oder inhaltlichen Richtigkeit des vorgelegten Nachweises bestehen, hat die Leitung der 
jeweiligen Einrichtung oder des jeweiligen Unternehmens unverzüglich das Gesundheitsamt 
darüber zu benachrichtigen und dem Gesundheitsamt personenbezogene Daten zu über-
mitteln. Das Gesundheitsamt kann sodann ein Betretungsverbot für die Arbeitsstelle aus-
sprechen, also die Tätigkeit in dieser Einrichtung verbieten.  
 
Für alle ab dem 16. März 2022 neu einzustellenden oder in der Einrichtung tätig werdenden 
Personen (auch ehrenamtlich Tätige oder Bundesfreiwilligendienstler) muss der Nachweis 
über Impfung, Genesung oder med. Kontraindikation der Einrichtungsleitung nach § 20a Ab-
satz 3 Satz 1 vorgelegt werden. Der Nachweis ist Voraussetzung für die Beschäftigung. Bei 
Zweifeln an Echtheit oder inhaltlicher Richtigkeit ist unverzüglich das Gesundheitsamt zu 
informieren und entsprechende personenbezogenen Daten sind zu übermitteln. Ein Tätig-
werden in der Einrichtung ohne entsprechenden Nachweis ist grundsätzlich nicht möglich. 
 
Nach dem derzeitigen Stand der Wissenschaft schützt die Impfung mit den mRNA-Impfstof-
fen und mit dem Vektor-Impfstoffen gegen einen schweren Verlauf der Erkrankung COVID-
19 zu 90% bzw. zu 75%. Sie bieten keinen 100prozentigen Schutz vor einer Infektion mit 
SARS-CoV-2.  
 

 
Hinweise: 
 

• Das BMAS hat auf seiner Homepage FAQs zum Corona-Virus und den arbeitsrechtlichen 
Auswirkungen veröffentlicht: https://t1p.de/fppe  

• SARS-CoV-2 Arbeitsschutzstandard https://t1p.de/eqtw  

• SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel  https://t1p.de/6yfk 

• SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung https://t1p.de/ywgf  

• Referentenentwurf SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung https://t1p.de/j0i7  
 

• Das Infektionsschutzgesetz finden Sie hier: https://t1p.de/whi1  

• Gesetz zur Änderung des Infektionsschutzgesetzes und weiterer Gesetze anlässlich der Auf-
hebung der Feststellung der epidemischen Lage von nationaler Tragweite https://t1p.de/jjza  
 

• COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverordnung: https://t1p.de/t0vy  
 

• Hinweise der Kassenärztliche Bundesvereinigung zur AU-Bescheinigung  
https://t1p.de/vvior  

 

• Datenschutzrechtliche Informationen zur Verarbeitung von Beschäftigtendaten 
https://t1p.de/81mf 

 

• Gesetz über den kirchlichen Datenschutz (KDG) https://t1p.de/r5lj  
 

• Beschluss der STIKO zur Covid-19-Impfempfehlung, Stand: 18. November 2021, 
https://t1p.de/0ygda  

• RKI Aufklärungsblatt zur Schutzimpfung gegen Covid-19: https://t1p.de/s15s und 
https://t1p.de/vhuk  

• RKI FAQ COVID-19 und Impfen: https://t1p.de/vwv9  

https://t1p.de/fppe
https://t1p.de/eqtw
https://t1p.de/6yfk
https://t1p.de/ywgf
https://t1p.de/j0i7
https://t1p.de/whi1
https://t1p.de/jjza
https://t1p.de/t0vy
https://t1p.de/vvior
https://t1p.de/81mf
https://t1p.de/r5lj
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• RKI Kontaktpersonen-Nachverfolgung bei SARS-CoV-2-Inkfektionen: https://t1p.de/73e9  
 

• Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Impfprävention gegen COVID-19 und zur Änderung 
weiterer Vorschriften im Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie: https://t1p.de/enuvd  

 
 

*** 
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